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A 
214. Änderung des FNP „Zentrum Heepen“ 
Bebauungsplan Nr. III/H 20 „Ortskern Heepen - Erweiterung“  
Auswertung der frühzeitigen Beteiligungsschritte gemäß §§ 3 (1), 4 (1) BauGB  
 
Planungsstand: Entwurf März 2013 
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Die Bezirksvertretung Heepen und der Stadtentwicklungsausschuss der Stadt Bielefeld haben am 
03.12.2009 bzw. am 17.12.2009 die Beschlüsse zur Neu- und Erstaufstellung des Bebau-
ungsplans Nr. III/H 20 „Ortskern Heepen - Erweiterung“ gefasst. Parallel zur Aufstellung des Be-
bauungsplans wird der Flächennutzungsplan der Stadt Bielefeld im Rahmen der 214. Änderung 
„Zentrum Heepen“ geändert. Die Vorentwürfe der FNP-Änderung und des Bebauungsplans wur-
den im September 2010 beraten. Der Beschluss zur Durchführung der frühzeitigen Beteiligungs-
schritte gemäß §§ 3 (1), 4 (1) BauGB wurde in den Sitzungen der Bezirksvertretung und des 
Stadtentwicklungsausschusses am 09.09.2010 bzw. am 14.09.2010 gefasst.  
 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit erfolgte durch einen Unterrichtungs- und Erörterungs-
termin am 15.12.2010 in der Aula der Hauptschule Heepen, Beckerstraße 9/11 sowie durch die 
Möglichkeit vom 06.12.2010 – 24.12.2010 schriftlich oder zur Niederschrift Stellungnahmen abzu-
geben und eine Online-Beteiligung im Internet vom 06.12.2010 – 24.12.2010. Die Behörden  und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden gemäß § 4 (1) BauGB parallel um Stellungnahme 
gebeten. 
 
Im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung sind die in den folgenden Tabellen A 
und B unter den Punkten A.1 bzw. B.1 zusammengefassten mündlichen und schriftlichen Äuße-
rungen vorgetragen worden. Die Anregungen und Hinweise wurden unter städtebaulichen Ge-
sichtspunkten ausgewertet. Jeweils im Anschluss wird die Berücksichtigung fachbehördlicher 
Anregungen für die Änderung des Flächennutzungsplans (A.2) und für den Bebauungsplan (B.2) 
im Planentwurf dargelegt. 
 

A Stellungnahmen zur 214. Änderung des FNP „Zentrum Heepen“ 

A.1 Stellungnahmen im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung  

Lfd. 
Nr. 

Äußerungen der Bürger und Bürgerin-
nen (Zusammenfassung) 

Stellungnahme der Verwaltung bzw. Be-
rücksichtigung in der Planung: 

 
1 

 
Eigentümer des Flurstücks 192, Schreiben 
vom 19.05.2011 
 
Die Eigentümer äußern den Wunsch, den 
derzeit im Flächennutzungsplan als Gewerbli-
che Baufläche dargestellten Bereich auf der 
Westseite der Gustav-Bastert-Straße in Wür-
digung der dort vorhandenen gemischten 
Nutzungen (Wohnen und Gewerbe) zukünftig 
weiter im Flächennutzungsplan zu sichern. 
Die Fläche soll nicht wie im Vorentwurf  der 
214. FNP-Änderung vorgesehen, als Wohn-
baufläche dargestellt werden, um künftige 
gewerbliche Erweiterung weiterhin zu ermög-
lichen. 
 

 
Die Anregung und Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen.  
 
Eine große Zahl der ehemals vorhandenen gewerb-
lichen Nutzungen in dem Bereich südlich des 
Hassebrock zwischen der Hillegosser Straße und 
der Salzufler Straße ist heute aufgegeben worden 
und kann einer Folgenutzung zur Verfügung gestellt 
werden. Langfristiges städtebauliches Ziel für die 
Flächen südlich des Hassebrock ist daher die Wei-
terentwicklung und Stärkung der Wohnfunktion in 
unmittelbarer Nähe zum Ortskern Heepen.  
 
Entlang der Gustav-Bastert-Straße finden sich heute 
noch gemischte Nutzungen mit gewerblichen Ansät-
zen und Wohngebäuden. Diese Nutzungsmischung 
soll unter Berücksichtigung des Nutzungsbestands  
zur Wahrung der privaten Interessen ansässiger 
Gewerbetreibender langfristig gesichert werden. 
 
Der Anregung wird daher gefolgt. Die Fläche wird im 
Flächennutzungsplan als Gemischte Baufläche dar-
gestellt. Die Planunterlagen sind entsprechend an-
zupassen.  
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A.2 Stellungnahmen im Rahmen der frühzeitigen Behördenbeteiligung  

Lfd. 
Nr. 

Äußerungen der Behörden (Zusam-
menfassung) 

Stellungnahme der Verwaltung bzw. Be-
rücksichtigung in der Planung: 

 
2 

 
Deutsche Telekom Netzproduktion GmbH, 
Schreiben vom 06.01.2011: 
 
In den Erläuterungsbericht zum Flächen-
nutzungsplan ist ein Hinweis aufzunehmen, 
dass bei der Aufstellung von Bebauungsplä-
nen in allen Verkehrswegen geeignete und 
ausreichende Trassen für die Unterbringung 
der Telekommunikationslinien der Telekom 
vorgesehen werden müssen. 
 

 
Die Hinweise und Anregungen werden zur Kenntnis 
genommen. Die Belange der Versorgung mit (tech-
nischer) Infrastruktur sind auf der Ebene der vorbe-
reitenden Bauleitplanung nicht relevant. Sie sind 
angemessen im Rahmen nachgelagerter Planungs-, 
Genehmigungs- und Umsetzungsverfahren ange-
messen zu berücksichtigen.  
 
Der Flächennutzungsplanung entgegenstehende 
Belange sind nicht zu erkennen. Eine Beschlussfas-
sung ist auf Ebene des Flächennutzungsplans daher 
nicht erforderlich. 

 
3 

 
Heimat- und Geschichtsverein Heepen e.V., 
Schreiben vom 13.01.2011 
 
Es werden einige Anregungen zur redaktio-
nellen Anpassung der Begründung gegeben. 

 
Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen. 
Die Begründung wird soweit erforderlich überarbei-
tet und angepasst. 

 

 

B Stellungnahmen zum B-Plan Nr. III/H 20 „Ortskern Heepen – Erweiterung“  

B.1 Stellungnahmen im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung 

Lfd. 
Nr. 

Äußerungen der Bürger und Bürgerin-
nen (Zusammenfassung) 

Stellungnahme der Verwaltung bzw. Be-
rücksichtigung in der Planung: 

 
1 

 
Unterrichtungs- und Erörterungstermin mit 
Gelegenheit zur Äußerung am 15.12.2010 
(siehe auch Anlage A.1) 
 
In der Versammlung wurden zunächst das 
Planverfahren, der bisher geltende Be-
bauungsplan Nr. III/He 1.2, die städtebau-
lichen Rahmenbedingungen sowie der Vor-
entwurf des Bebauungsplans Nr. III/H 20 aus-
führlich erläutert.  
 
Anschließend stellten die Bürgerinnen und 
Bürger Verständnisfragen insbesondere zum 
Plankonzept, zum Umgang mit den öffentli-
chen Freiraumbereichen sowie zur Möglich-
keit der Errichtung von Neubauten während 
des laufenden Planverfahrens. 
 
Darüber hinaus wurden kritische Anmerkun-
gen v.a. zu den Fuß- und Radwegen zwi-
schen Salzufler und Hillegosser Straße sowie 
zur zulässigen Art der baulichen Nutzung in 
den Erdgeschosszonen innerhalb der inner-
städtischen Kernbereiche vorgetragen. 
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1.1 

 
Es wird gefragt, ob im zentralen Kerngebiet 
Wohnnutzungen im Erdgeschoss ausge-
schlossen werden sollen. Gerade vor dem 
Hintergrund sich abzeichnender Leerstände in 
den Erdgeschosszonen der Gebäude sollen 
individuelle und flexible Nutzungsmöglichkei-
ten  in Betracht gezogen werden. 

 
Um den innerstädtischen Kernbereich Heepens 
behutsam und adäquat weiterentwickeln zu können, 
werden weite Teile entlang der Salzufler Straße 
sowie im Dreieck zwischen Salzufler Straße, 
Hillegosser Straße sowie Hassebrock als Kerngebiet 
(MK) gemäß § 7 BauNVO ausgewiesen.  
 
Kerngebiete dienen vorwiegend der Unterbringung 
von Handelsbetrieben sowie von zentralen Einrich-
tungen der Wirtschaft, der Verwaltung und der Kul-
tur. Das Wohnen ist grundsätzlich eine das Kernge-
biet lediglich ergänzende Nutzung. Diese Zielvorstel-
lung lag auch dem hier in Teilbereichen überplanten 
Bebauungsplan Nr. III/He 1.2 zugrunde. Wohnungen 
im Erdgeschoss sind gemäß dem Ursprungsplan 
und seiner Änderungen daher heute unzulässig. Das 
Wohnen ist auf Grundlage des heute rechtskräftigen 
Bebauungsplans Nr. III/He 1.2 erst ab dem 1. Ober-
geschoss allgemein zulässig.  
 
Als klein- bzw. mittelstädtisches Ortszentrum wird 
im Ortskern Heepen jedoch auch gewohnt. Gerade 
mittelstädtische Zentren wie bspw. Nebenzentren in 
Großstädten zeichnen sich durch eine hohe Bedeu-
tung der Wohnfunktion in den zentralen Lagen aus. 
Das Wohnen kann den Ortskern sinnvoll ergänzen, 
stärken und gerade in den Abendstunden zu einer 
Belebung beitragen. Die Planung soll dazu dienen, 
eine verträgliche Weiterentwicklung des Ortskerns 
zu ermöglichen. Auch auf die schwierige Einzel-
handelssituation im Ortskern Heepen ist angemes-
sen zu reagieren. 
 
Es wird daher vorgeschlagen, Wohnungen gemäß 
§ 1 (7) i.V.m. § 7 (2) BauNVO ab dem 1. Oberge-
schoss der Gebäude allgemein zuzulassen. Die 
Erdgeschosszonen mit ihren Schaufenstern sollen 
zur Sicherung von Attraktivität und Vielfalt des Orts-
kerns zwar weiterhin grundsätzlich den sonstigen 
zentrenrelevanten Nutzungen vorbehalten bleiben. 
Eine Ausnahmeregelung im Bebauungsplan  regelt 
aber, dass Wohnungen in den Erdgeschosszonen 
der Gebäude in den Teilbereichen des MK ggf. 
zugelassen werden können. Insbesondere  unat-
traktivem Leerstand kann vorgebeugt werden. Die 
Ausnahmen gemäß § 31 BauGB liegen im pflicht-
gemäßen Ermessen der Baugenehmigungsbehörde 
der Stadt Bielefeld. 

 
1.2 

 
Es wird gefordert, auf die südliche Wegever-
bindung zwischen den Straßen Salzufler 
Straße und Hillegosser Straße zu verzichten. 
Der Weg führe dazu, dass das südlich an-
grenzende Grundstück vollständig von Stra-
ßen und Wegen umschlossen sei. Darüber 
hinaus verhindere ein solcher Fußweg die 
Möglichkeit, eine Garage auf dem Grundstück 
zu errichten. Ein solcher Garagenbau sei le-

 
Die schwierige Realisierbarkeit sowie die persönli-
che Betroffenheit einzelner Privater aufgrund ge-
planter Wegeverbindungen zwischen der Salzufler 
Straße und der Hillegosser Straße werden zur 
Kenntnis genommen. 
 
Um den Ortskern Heepen in seiner Attraktivität als 
Einzelhandelsstandort  langfristig zu sichern und um 
die fußläufige Erreichbarkeit der öffentlichen Grün-, 
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diglich möglich, wenn die 100-jährige Buche, 
die sich heute auf dem Grundstück befindet, 
entfernt würde. 
 
Es wird gefragt, ob auf der festgesetzten We-
gefläche die Genehmigung für eine Garage 
erteilt werden könne. 

Spiel- und Schulbereiche in und angrenzend an das 
Plangebiet gerade für Kinder und Jugendliche zu 
erhöhen, sind die Wegeverbindungen aus städte-
baulichen Gründen erwünscht. Die Fußwegeverbin-
dung ist in annähernd gleicher Lage sowie in ähnli-
cher Form bereits im Ursprungsplan vorgesehen 
gewesen und spiegelt das ursprüngliche Ziel der 
fußläufigen Durchlässigkeit des Plangebiets wider.  
 
Die adäquate Weiterentwicklung des Ortskerns und 
die Anpassung der teilweise historischen Straßen-
züge an heutige Bedürfnisse und Anforderungen 
sind im Rahmen der Bauleitplanung sowie in einer 
späteren Umsetzung angemessen sicherzustellen. 
Hierzu sollen u.a. die kleinteilige Bebauung, sowie 
der vorhandene Gehölzbestand auf den privaten 
Grundstücken entlang der Salzufler Straße gesichert 
werden. 
 
Heute stellt die Unterbringung von Garagen und 
Stellplätzen auf den privaten Grundstücken eine 
wesentliche Anforderung an das Wohnen gerade 
auch in durch Nutzungsintensität geprägten innerört-
lichen Bereichen dar. Im Falle einer festgesetzten 
öffentlichen bzw. privaten Verkehrsfläche auf den 
privaten Grundstücken wäre für diese Teilflächen 
die Genehmigung einer Garage nicht möglich.  
 
Zudem setzt die Realisierung der Fußwegeverbin-
dung den Flächenerwerb durch die Stadt Bielefeld 
voraus. 
 
Unter Berücksichtigung der genannten Belange wird 
daher vorgeschlagen, auf die südliche Wegeverbin-
dung zwischen Hillegosser Straße und Salzufler 
Straße zu verzichten. Der Anregung soll daher ge-
folgt werden. In Abwägung der öffentlichen und pri-
vaten Belange unter- und gegeneinander wird das 
Vorgehen für vertretbar gehalten. 

 
2 

 
Eigentümer des Flurstücks 11, Salzufler Stra-
ße 20, Schreiben vom 19.12.2010 
 

 
 
 

 
2.1 

 
Der nördliche Fuß- und Radweg zwischen 
Hillegosser Straße und Salzufler Straße wird 
kritisch hinterfragt. Zur Stärkung des Einzel-
handels sei es sinnvoller, Fußgänger an den 
Geschäften entlang zu führen, als durch pri-
vate Gartenbereiche. 
 
Die Realisierung des südlichen Verbindungs-
wegs zwischen Hillegosser Straße und Salz-
ufler Straße südlich des Gebäudes Salzufler 
Straße 26 sei wahrscheinlicher als die Um-
setzung der nördlichen Verbindung. 
 
 
 

 
Die schwierige Realisierbarkeit sowie die persönli-
che Betroffenheit einzelner Privater aufgrund ge-
planter Wegeverbindungen zwischen der Salzufler 
Straße und der Hillegosser Straße werden zur 
Kenntnis genommen. 
 
Um den Ortskern in seiner Attraktivität als Einzel-
handelsstandort  zu stärken und um die fußläufige 
Erreichbarkeit der öffentlichen Grün-, Spiel- und 
Schulbereiche gerade für Kinder und Jugendliche zu 
erhöhen, ist die Wegeverbindung aus städtebauli-
chen Gründen wünschenswert.  
 
Die Fußwegeverbindung ist in annähernd gleicher 
Lage sowie in ähnlicher Form bereits im Ursprungs-
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plan vorgesehen gewesen. Im ursprünglichen städ-
tebaulichen Konzept ist die hohe Bedeutung einer 
fußläufigen Erreichbarkeit für den Ortskern Heepen 
ablesbar. Auch innerhalb der Rahmenplanung des 
Büros Dr. Pesch und Partner sind die Wegeverbin-
dungen als wichtiges Element für einen attraktiven 
Ortskern betont worden. Gleichzeitig wurden fehlen-
de Verbindungen aufgezeigt. 
 
Die Durchlässigkeit des Plangebiets soll insbeson-
dere mittels des nördlichen Fuß- und Radwegs lang-
fristig angestrebt werden. Der nördliche, im Be-
bauungsplan festgesetzte Fuß- und Radweg ist als 
Verbindung zwischen den öffentlichen Nutzungen im 
Plangebiet, d.h. zwischen Amtshaus und im weite-
ren Verlauf der Amtmann-Bullrich-Straße liegenden 
Grünbereiche sowie der Nahversorgungseinrichtun-
gen im Osten sowie der Kirche und dem Schulzen-
trum im Westen, bedeutsam. Dieser nördliche Fuß-
weg ist daher auch als naheliegende Verlängerung 
der Bischof-Meinwerk-Straße zur möglichen Stär-
kung und Weiterentwicklung des Ortskerns Heepen 
von hoher städtebaulicher Bedeutung. 
 
Darüber hinaus befinden sich im Bereich der nördli-
chen öffentlichen Wegeverbindung Versorgungslei-
tungen der Stadtwerke Bielefeld. Die Flächen für die 
Trassen sind von einer Bebauung freizuhalten und 
ihre Zugänglichkeit für den Versorgungsträger ist 
sicherzustellen. Die betroffenen Flächen sind daher 
in den Bebauungsplan aufzunehmen und zu si-
chern. 
 
Die Realisierung der Fußwegeverbindung setzt den 
Flächenerwerb durch die Stadt Bielefeld voraus. 
Eine privatrechtliche Einigung zur Umsetzung der 
Wegeverbindung wird daher angeregt. 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Wegen der beson-
deren Bedeutung der fußläufigen Verbindung wird 
vorgeschlagen, die nördliche Fuß- und Radwege-
verbindung in der Plankarte des Bebauungsplans 
als langfristige Option beizubehalten. In Abwägung 
der öffentlichen und privaten Belange unter- und 
gegeneinander wird das Vorgehen für vertretbar 
gehalten. 

 
2.2 

 
Es wird angeregt, die zulässige Art der bauli-
chen Nutzung für die Erdgeschosszonen der 
Gebäude zu flexibilisieren und auch nicht-
gewerbliche Nutzungen zuzulassen. Eine 
solche nicht-gewerbliche Nutzung sei attrakti-
ver als leerstehende Ladenlokale. 
 

 
Die Anregung und Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. Auf die Stellungnahme und den Be-
schlussvorschlag zum Umgang im weiteren Planver-
fahren gemäß 1.1 wird entsprechend verwiesen. 
 

 
3 

 
Eigentümer der Flurstücke 924 und 821, 
Schreiben vom 19.12.2010 
 
Die südliche Fußwegeverbindung zwischen 

 
Die Anregung und Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. Auf die Stellungnahme und den Be-
schlussvorschlag zum Umgang im weiteren Planver-
fahren gemäß 1.2 wird entsprechend verwiesen. 
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der Salzufler Straße und der Hillegosser 
Straße wird abgelehnt. Das Flurstück befindet 
sich in privatem Eigentum und wird benötigt, 
um die private Garage anzufahren. Daneben 
wird es als Stellplatzfläche genutzt. 

 

 
4 

 
Privat, Gesprächsvermerk vom 09.12.2010 
 

 
 

 
4.1 

 
Es wird vorgeschlagen, den ausgewiesenen 
Wendehammer auf dem Flurstück 954 zu 
streichen. Die Zuwegung ist bereits zweispu-
rig, so dass Begegnungsverkehr und Wen-
demöglichkeiten sichergestellt sind. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Der Vorschlag wird zur Kenntnis genommen. Ge-
mäß Richtlinie zur Anlage von Stadtstraßen (RASt 
06) sind bei Neuplanungen idealtypischerweise 
Wendemöglichkeiten am Ende von Stichstraßen ab 
einer Länge von ca. 50 Meter anzulegen. Insbeson-
dere für Rettungsfahrzeuge, Feuerwehr sowie Müll-
fahrzeuge sind Wendemöglichkeiten aus Sicher-
heits- bzw. Praktikabilitätsgründen für zukünftige 
Nutzer und Anwohner in ausreichender Dimensio-
nierung anzubieten. 
 
Wendeanlagen sind gemäß der Richtlinie einzurich-
ten, wenn weder Gehwegflächen noch Garagenflä-
chen für Wendevorgänge mitbenutzt werden kön-
nen. Bei Verzicht auf eine Wendeanlage wären 
Festsetzungen im Bebauungsplan zu treffen, die die 
nicht-überbaubaren Flächen in direkter Nachbar-
schaft in ihrer Nutzbarkeit stark einschränken wür-
den. Zudem wäre die Wendemöglichkeit über die 
privaten Grundstücksflächen durch geeignete bauli-
che bzw. sonstige Maßnahmen sicherzustellen und 
ggf. ordnungsbehördlich zu kontrollieren. 
 
Es wird daher vorgeschlagen, die Wendeanlage im 
Hofinnenbereich zwischen Hillegosser und Salzufler 
Straße beizubehalten. In Abwägung der öffentlichen 
und privaten Belange gegen- und untereinander 
wird die Vorgehensweise für vertretbar gehalten. 

 
4.2 

 
Es wird vorgeschlagen, die als erhaltenswert 
festgesetzten Linden im Eckbereich von 
Hillegosser Straße und Hassebrock durch 
kleinwüchsigere Baumarten zu ersetzen. 

 
Der Vorschlag wird zur Kenntnis genommen.  
 
Die großkronigen Linden im Kreuzungsbereich von 
Hassebrock und Hillegosser Straße sowie entlang 
des Hassebrocks prägen das Straßen- und Ortsbild 
im Ortseingang Heepens wesentlich. Aufgrund ihres 
Alters und ihrer markanten Größe sind sie identitäts-
stiftend für den Ortsteil. Sie sind u.a. namensgebend 
für den benachbarten Lindenplatz. Darüber hinaus 
besitzen sie eine hohe ökologische Wertigkeit.  
 
Es wird daher vorgeschlagen, die Linden weiterhin 
zum Erhalt festzusetzen. Rückschnitte aus Sicher-
heitsgründen zum Schutz benachbarter Gebäude 
sowie die im Rahmen der regelmäßigen Pflege an-
fallenden Schnitte sind weiterhin zulässig. Zur Wah-
rung des Charakters im Ortseingang sind die Bäume 
jedoch zu erhalten und im Falle eines Abgangs adä-
quat zu ersetzen. In Abwägung privater und öffentli-
cher Belange gegen- und untereinander wird das 
Vorgehen für vertretbar gehalten.  
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Eigentümer des Flurstücks 13, Salzufler Stra-
ße 32, Schreiben vom 21.12.2010 und vom 
01.09.2010 
 

 

 
5.1 

 
Die südliche Fußwegeverbindung zwischen 
Hillegosser und Salzufler Straße über das 
Flurstück des Eigentümers wird abgelehnt. In 
diesem Bereich ist eine Garage geplant. Ins-
besondere, um die ca. 100-jährige Buche auf 
dem Grundstück erhalten zu können, wird der 
nördliche Grundstücksteil für die Errichtung 
der Garage benötigt. 

 
Die Anregung und Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. Auf die Stellungnahme und den Be-
schlussvorschlag zum Umgang im weiteren Planver-
fahren gemäß 1.2 wird entsprechend verwiesen. 
 
 
 

 
5.2 

 
Eine Reduzierung der zulässigen Bebaubar-
keit des Grundstücks d.h. eine Reduktion der 
zulässigen maximalen Geschossigkeit von 
drei auf zwei Vollgeschosse sowie eine Re-
duzierung der überbaubaren Flächen, werden 
nicht akzeptiert. Das Grundstück solle in ähn-
licher Form bebaubar sein wie das nördliche 
Nachbargrundstück, auf dem sich heute ein 
dreigeschossiges Gebäude befindet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Die Anregung und Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen.  
 
Das wesentliche städtebauliche Ziel für weite Teile 
des Straßenzugs der Salzufler Straße besteht in der 
Aufnahme der Kleinteiligkeit und in der Fortentwick-
lung der teils noch vorhandenen historischen städ-
tebaulichen Struktur des Straßenzugs.  
 
Insgesamt werden die überbaubaren Flächen des 
betroffenen Flurstücks im Vergleich zum Ursprungs-
plan zwar reduziert. Das bestehende Gebäude wird 
durch die überbaubaren Flächen erfasst. Es soll 
erhalten und im Falle eines Abgangs durch ein ähn-
lich kleinteiliges Gebäude ersetzt werden. Ein grö-
ßerer Baukörper würde dem Ziel des Erhalts der 
kleinteiligen Struktur in diesem Bereich der Salzufler 
Straße widersprechen. Insbesondere die stadtbild-
prägende und erhaltenswerte alte Buche auf dem 
Grundstück kann darüber hinaus durch die Rege-
lungen im Bebauungsplan adäquat geschützt wer-
den. Die überbaubaren Flächen sehen daher gering-
fügige Erweiterungsmöglichkeiten des Gebäudes 
lediglich in den rückwärtigen Bereich hinein vor.  
 
Anders als vom Grundstückseigentümer dargelegt, 
setzt der Bebauungsplan für das betroffene Grund-
stück jedoch keine Drei-, sondern eine zwingende 
Zweigeschossigkeit fest. Der Bebauungsplan ver-
folgt u.a. basierend auf der Rahmenplanung des 
Büros Dr. Pesch und Partner das Ziel, die kleinteili-
ge städtebauliche Struktur in diesem Bereich zu 
erhalten und fortzuentwickeln. Für das betroffene 
Grundstück soll daher bestandsorientiert die zwin-
gende Zweigeschossigkeit aufgenommen werden. 
Das nördlich angrenzende Gebäude Salzufler Stra-
ße 26 ist zwar dreigeschossig, aufgrund seiner Ku-
batur und Masse wirkt es jedoch wie ein Fremdkör-
per in der ansonsten durch kleinteilige Bebauung 
geprägten Salzufler Straße. Dieses benachbarte 
Gebäude wird daher ebenfalls als zweigeschossig 
überplant. Es genießt in seiner heutigen Form ledig-
lich Bestandsschutz. 
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Es wird vorgeschlagen, die überbaubaren Flächen in 
den rückwärtigen Grundstücksbereichen zu überprü-
fen und soweit möglich zu erweitern. Um die Buche 
nördlich des Gebäudekörpers erhalten zu können, 
soll das Baufenster in Richtung Norden jedoch wei-
terhin auf der Höhe des bestehenden Gebäudes 
abschließen. Die festgesetzte Geschossigkeit wird 
wegen der übergeordneten städtebaulichen Pla-
nungsziele beibehalten. In Abwägung der privaten 
und öffentlichen Belange gegen- und untereinander 
wird dieses Vorgehen für vertretbar gehalten. 

 
5.3 

 
Die Vorgabe, in der untersten Etage eines 
Gebäudes im Falle eines Neubaus eine La-
denzeile einzurichten, wird als unangemessen 
angesehen. Die Grundstücksnutzung sei dem 
Eigentümer zu überlassen. 

 
Die Anregung und Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. Auf die Stellungnahme und den Be-
schlussvorschlag zum Umgang im weiteren Planver-
fahren gemäß 1.1 wird entsprechend verwiesen. 
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Eigentümer des Flurstücks 14, Salzufler Stra-
ße 34  (Schreiben vom 13.03.2011) 
 
Die Eigentümer wenden sich gegen das an ihr 
Grundstück grenzende geplante Neubauvor-
haben im Kreuzungsbereich von Salzufler 
Straße und Hassebrock. Zwar befürworten sie 
eine Bebauung der Fläche, da insbesondere 
seit dem Abriss des alten Gebäudebestands 
sowie der Rodung der Bäume die Lärmbelas-
tung stark gestiegen ist. Die Gebäudehöhe 
und Kubatur des Bauvorhabens werden je-
doch kritisiert. Auch der Gebäudekörper im 
Innenhofbereich sei im Hinblick auf die 
Höhenentwicklung zu hoch. Gerade wegen 
des planerischen Ziels, die entlang der Salz-
ufler Straße vorhandene Kleinteiligkeit der 
Gebäudestruktur zu erhalten und fortzuentwi-
ckeln sind die Nutzungsmaße anzupassen.  

 
Die Anregung und Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
Für die einzelnen Straßenabschnitte im Plangebiet 
werden unterschiedliche städtebauliche Zielsetzun-
gen verfolgt. Der Gebäudebestand sowie die beste-
hende städtebauliche Struktur sollen durch den Be-
bauungsplan aufgenommen und angemessen wei-
terentwickelt werden.  
 
Die Gebäude nördlich des Hassebrock sind i.W. 
dreigeschossig. Sie markieren den Eingangsbereich 
in den eigentlichen Kernbereich Heepens an 
Salzufler und Hillegosser Straße. An dieser städte-
baulich exponierten Stelle wird auch im Übergangs-
bereich zur Salzufler Straße eine dreigeschossige 
Bebauung als vertretbar angesehen. Der städtische 
Charakter des Zentrums kann unterstrichen werden. 
Zudem fungieren die Gebäude, wie von dem Grund-
stückseigentümer dargelegt, u.a. als Abschirmung 
gegen Lärmemissionen der Straße. 
 
Auf der derzeit brachliegenden Fläche im Kreu-
zungsbereich von Salzufler Straße und Hassebrock 
wird ein Vorhaben des betreuten Wohnens für Seni-
oren geplant. Um tragfähig wirtschaften zu können, 
bestehen Mindestanforderungen an die realisierbare 
Geschossfläche. 
 
Gemäß den Vorgaben zur Höhenentwicklung im 
Bebauungsplanvorentwurf sind entlang des 
Hassebrocks Gebäude mit einer maximalen First-
höhe von 14,0 Metern bzw. einer Traufhöhe von 
10,0 Metern zulässig. Eine bauordnungsrechtliche 
Dreigeschossigkeit wird somit ermöglicht. Gleichzei-
tig sind diese Höhenvorgaben bereits deutlich gerin-
ger als die Vorgaben für die Überplanung der Be-
standsgebäude im Kreuzungsbereich von Hasse-
brock mit Hillegosser Straße, deren maximale First- 
bzw. Traufhöhe mit 16,0 Meter bzw. 11,0 Meter 
festgesetzt sind. Die Vorgaben werden daher als 
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angemessen im Übergangsbereich zur kleinteilige-
ren Bebauung entlang der Salzufler Straße bewer-
tet. 
 
Im Gebäudeinnenbereich sind zweigeschossige 
Gebäude zulässig. Diese orientieren sich in ihren 
Nutzungsmaßen im Wesentlichen an den benach-
barten Gebäuden, wie bspw. den Gebäuden 
Hillegosser Straße 31a – 31f, die im Falle eines 
Satteldachs mit einer Dachneigung von mehr als 35° 
ebenfalls eine maximale Firsthöhe von 13,0 Meter 
aufweisen können. Es sollen aber auch andere 
Dachformen wie beispielsweise ein Flachdach oder 
Pultdach mit einer wesentlich geringeren Dachnei-
gung und damit Höhenentwicklung zugelassen wer-
den. Gerade im Hinblick auf die zentrale Lage des 
Bereichs werden die Vorgaben für verhältnismäßig 
und angemessen gehalten. 
 
Die Vorgaben zur Höhenentwicklung der Gebäude 
werden somit beibehalten. Der Anregung wird nicht 
gefolgt. In Abwägung der privaten und öffentlichen 
Belange gegen- und untereinander werden die 
Festsetzungen für vertretbar gehalten. 

 

B.2 Stellungnahmen im Rahmen der frühzeitigen Behördenbeteiligung 

Lfd. 
Nr. 

Äußerungen der Behörden (Zusam-
menfassung) 

Stellungnahme der Verwaltung bzw. Be-
rücksichtigung in der Planung: 

 
7 

 
Deutsche Telekom Netzproduktion GmbH, 
Schreiben vom 06.01.2011, ergänzendes 
Schreiben vom 02.05.2011: 
 
Auf die im Planbereich befindlichen Tele-
kommunikationslinien der Telekom wird hin-
gewiesen. 
 
Auf dem Flurstück 961 an der Hillegosser 
Straße befindet sich ein  Telekommunikati-
onsgebäude. Es muss sichergestellt werden, 
dass weiterhin technische Erweiterungs-
/Änderungsmaßnahmen durchgeführt werden 
können, damit durch Anpassung der techni-
schen Einrichtungen die im Versorgungsbe-
reich der Vermittlungsstelle angebundenen 
Haushalte und Betriebe an der künftigen Ent-
wicklung teilhaben können. 
 
Die technischen Änderungs- und Erweite-
rungsarbeiten werden sich im Wesentlichen 
auf die Instandhaltung der vorhandenen Ka-
bel- und Rohranlagen beziehen.  
 
Es ist darüber hinaus denkbar, dass die Er-
richtung von Mobilfunkantennen zukünftig 
notwendig wird. Diese würden auf dem Dach 

 
Die Hinweise und Anregungen werden zur Kenntnis 
genommen. 
 
Das Gebäude der Telekom befindet sich in einem 
Teilbereich des innerstädtischen Kerngebiets (MK). 
Die Art der Nutzung der Telekom ist im MK grund-
sätzlich allgemein zulässig. Auf die Vorgabe einer 
GRZ von 0,8 (mit Überschreitungsmöglichkeiten für 
versiegelte Freiflächen wie bspw. Stellplatzanlagen) 
garantiert eine große Flexibilität bei der Ausnutzung 
des Grundstücks. 
 
Das heute viergeschossige Gebäude wird in seiner 
Kubatur und Stellung zur Straße jedoch mit einer 
verringerten Geschossigkeit überplant. Das Gebäu-
de soll sich als zwingend zweigeschossig im Falle 
eines Abgangs zudem an der Straße ausrichten. 
Auch heute ist das bestehende Gebäude von den 
Vorgaben des Ursprungsplans Nr. III/He 1.2 nicht 
gedeckt. Derzeit wird es als zwingend dreigeschos-
sig überplant. 
 
Sofern Änderungen am bzw. im Gebäude sowie 
Nutzungsänderungen erforderlich werden, sind die-
se voraussichtlich vom Bestandsschutz gedeckt. 
Durch die Festsetzung der GRZ stehen der Telekom 
weiterhin ausreichend Möglichkeiten für Arbeiten an 



 

A 11 

 

 

des Gebäudes errichtet werden. Rohren und Leitungen auf dem Grundstück zur Ver-
fügung.  
 
Darüber hinaus wird vorgeschlagen, eine Ausnah-
mereglung für die Überschreitung der Höhenfestset-
zungen für fernmeldetechnische Anlagen in den 
Bebauungsplan aufzunehmen. Den Belangen der 
Telekom wird somit ausreichend Rechnung getra-
gen. 
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moBiel GmbH, Schreiben vom 13.01.2011 
 
Es wird auf die Machbarkeitsstudie für einen 
Anschluss Heepens an das Bielefelder Stadt-
bahnnetz hingewiesen. Das Untersuchungs-
gebiet erstreckt sich über den Ortskern Hee-
pen und kann derzeit nicht auf einzelne Stra-
ßen eingeschränkt werden. Die Ergebnisse 
der Machbarkeitsstudie sollen im Laufe des 
Jahres 2011 vorliegen und sind in der Be-
bauungsplanung zu berücksichtigen. 

 
Die Anregungen und Hinweise werden zur Kenntnis 
genommen.  
 
Ein Anschluss des Ortsteils Heepen an das Stadt-
bahnnetz der Stadt Bielefeld ist zur Entwicklung und 
Stärkung des Ortsteils grundsätzlich städtebaulich 
wünschenswert.  
 
Erste Ergebnisse der Machbarkeitsstudie zum 
Stadtbahnanschluss wurden zwischenzeitlich vorge-
stellt und politisch beraten. Eine Entscheidung über 
einen konkreten Trassenverlauf einschließlich des 
erforderlichen Flächenbedarfs steht jedoch weiterhin 
aus. 
 
Die Bebauungsplanung nimmt bestandsorientiert die 
vorhandenen Straßen- und Wegeflächen auf. Ledig-
lich für die Fläche im Kreuzungsbereich von 
Hassebrock mit Salzufler Straße wird eine neue 
Baumöglichkeit auf der heute als Parkplatz genutz-
ten Fläche eingeräumt. Eine Bebauung im zentralen 
Kreuzungsbereich ist im Eingang in den eigentlichen 
Kernbereich an der Salzufler Straße aus städtebau-
licher Sicht zur Fassung des Straßenraums und zur 
funktionalen Stärkung des zentralen Bereichs wün-
schenswert. 
 
Als städtische Fläche liegt eine zukünftig ggf. erfol-
gende Veräußerung und somit auch eine Bebauung 
der Fläche weiterhin im Ermessen der Stadt Biele-
feld. Es wird daher vorgeschlagen, die Baumöglich-
keit als Langfristoption im Bebauungsplan zu si-
chern. Falls die Fläche für die Realisierung der 
Stadtbahn notwendig werden sollte, kann ggf. eine 
Planänderung durchgeführt werden.  
 
Die Belange des Stadtbahnverkehrs werden daher, 
soweit zum derzeitigen Planungsstand der Stadt-
bahnanbindung ersichtlich, angemessen berücksich-
tigt. Weitere, der Bebauungsplanung entgegenste-
hende Belange sind nicht zu erkennen. 
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Heimat- und Geschichtsverein Heepen e.V., 
Schreiben vom 13.01.2011 
 

 
Die Anregungen und Hinweise werden zur Kenntnis 
genommen.  
 

 
9.1 

 
Insbesondere wegen der Bedeutung als zen-
traler Versorgungsbereich sind die vorhande-
nen Parkplätze zu erhalten. Die im Straßen-

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Von einer Überplanung der öffentlichen Parkplatz-
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raum befindlichen Stellplätze sind nicht aus-
reichend. Die heute als P+R Parkplatz ge-
nutzte Fläche im Nordosten des Lindenplat-
zes ist weiterhin als öffentlicher Parkplatz 
freizuhalten. Viele Pendler nutzen den Park-
platz, um mit öffentlichen Verkehrsmitteln die 
Innenstadt  zu erreichen.  
 
Die Zuwegung zum öffentlichen Parkplatz 
sollte verlegt werden und über das Grund-
stück selbst erfolgen. Die Fläche ist darüber 
hinaus aufgrund ihrer Bedeutung für das loka-
le Klima von einer zusätzlichen Bebauung 
freizuhalten. 
 

flächen ist i.W. die Fläche im Kreuzungsbereich von 
Hassebrock und Salzufler Straße betroffen.  
 
Die Fläche stellt eine der wenigen heute brachlie-
genden Flächen im Ortskern dar, auf der eine Nach-
verdichtung möglich ist. Gerade um den Ortskern 
funktional zu stärken und den Siedlungsdruck in den 
Außenbereich hinein zu verringern, wird die langfris-
tige Möglichkeit der Nachverdichtung für städtebau-
lich sinnvoll gehalten. Park- und Stellplatzmöglich-
keiten können in Abstimmung mit künftigen Vorha-
benträgern u.U. als Tiefgarage o.ä. in sonstigem 
Zusammenhang mit möglichen Neubauten errichtet 
werden. 
 
Als städtische Fläche liegt eine zukünftig ggf. erfol-
gende Veräußerung und Bebauung der Fläche im 
Ermessen der Stadt Bielefeld. Es wird vorgeschla-
gen, die Baumöglichkeit als Langfristoption im Be-
bauungsplan zu sichern. Falls die Fläche für die 
Realisierung der Stadtbahn notwendig werden soll-
te, kann ggf. eine Planänderung durchgeführt wer-
den. 
 
Die ökologische Wertigkeit der heute als Parkplatz 
genutzten Fläche ist u.a. aufgrund der weitreichen-
den Versiegelung sowie der baulichen Vorprägung 
der Umgebung für das lokale Klima gering. Die 
Fachbehörden haben im Verfahren nach § 4 (1) 
BauGB keine ggf. anderweitigen Erkenntnisse vor-
getragen.  
 
Unter Berücksichtigung der Belange der Verkehrssi-
cherheit liegt die Ausgestaltung der konkreten Ein-
fahrt zum Parkplatz in städtischer Hand. Die Frage 
der konkreten Zu- und Abfahrt kann ebenso wie die 
Gestaltung der öffentlichen Parkplatzfläche im 
Rahmen einer konkreten Ausbauplanung erfolgen. 
Eine weitergehende Regelung im Bebauungsplan ist 
nicht erforderlich. 
 
Der Bebauungsplanung entgegenstehende Belange 
sind nicht zu erkennen. 
 
Der Anregung wird somit nicht gefolgt, die Baumög-
lichkeit wird beibehalten. Falls die Fläche ggf. für 
den Stadtbahnanschluss oder sonstige öffentliche 
Zwecke benötigt wird, ist eine Planänderung durch-
zuführen. In Abwägung der öffentlichen und privaten 
Belange gegen- und untereinander wird das Vorge-
hen als angemessen angesehen. 

 
9.2 

 
In der Begründung zum Bebauungsplan ist 
darauf hinzuweisen, dass bauleitplanerische 
sowie gestalterische Festsetzungen in Zu-
kunft eng ausgelegt werden, um das Ortsbild 
störende Ausreißer zu vermeiden. 

 
Ein entsprechender Hinweis auf die Bedeutung der 
Ortsbildpflege und –gestaltung für die Attraktivität 
und Weiterentwicklung des innerstädtischen Kern-
bereichs Heepens wird in die Begründung zum 
Planentwurf aufgenommen. 

 
9.3 

 
Die Attraktivität des Lindenplatzes kann durch 

 
Gehölzpflege ist keine bauleitplanerische Maßnah-
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eine bessere Gehölzpflege sowie eine andere 
Anordnung des Spielplatzes erreicht werden. 
 
 

me und einer Festsetzung im Bebauungsplan 
grundsätzlich nicht zugänglich. Die Spielplatzfläche 
sowie der Lindenplatz sind städtische Flächen. Die 
konkrete Ausgestaltung und Anordnung der Spiel-
platzfläche ist weiterhin im Rahmen der Festsetzung 
als öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung 
Parkanlage bzw. Spielplatz möglich. Eine konkrete 
Änderungs- bzw. Ausführungsplanung zur  Anord-
nung und Lage der Spielplatzfläche ist nicht be-
kannt. Die Bebauungsplanfestsetzungen werden 
daher (räumlich) bewusst offen gehalten und kön-
nen im Zuge einer späteren Umsetzungsplanung 
konkretisiert werden. 

 
9.4 

 
Der Gehölzbestand auf der Hofstelle 
Hillegosser Straße 20 sollte zum Erhalt fest-
gesetzt werden. 
 
 

 
Der Gehölzbestand ist im Vorentwurf des Be-
bauungsplans bereits weitgehend zum Erhalt fest-
gesetzt gewesen.  
 
Um stadtbildprägende und aus ökologischen Grün-
den zu erhaltende Bäume zu identifizieren, wurde 
eine Einmessung des gesamten Baumbestands im 
Plangebiet vorgenommen. Zur Identifizierung von 
ökologisch und städtebaulich erhaltenswerten Bäu-
men hat eine Abstimmung zwischen dem Umwelt-
amt und dem Bauamt der Stadt Bielefeld stattgefun-
den. Im Bebauungsplan wurden die Bäume gemäß 
dem Abstimmungsergebnis zum Erhalt festgesetzt. 

 
9.5 

 
Die Ausweisung von zwei Querverbindungen 
zwischen Hillegosser Straße und Salzufler 
Straße sollte auf eine Wegeverbindung be-
schränkt werden. Eine Realisierung würde 
somit erleichtert und wahrscheinlicher. Der 
nördliche Durchgang über die privaten Grund-
stücksflächen sollte durch eine bessere Ge-
staltung attraktiver gestaltet werden. 
 

 
Der Anregung wird im Wesentlichen gefolgt. Auf die 
südliche Fußwegeverbindung soll verzichtet werden. 
Auf die Stellungnahmen und die Beschlussvorschlä-
ge zum Umgang im weiteren Planverfahren gemäß 
1.2 und 2.1 wird entsprechend verwiesen. 
 
Die Gestaltung von Durchgängen auf privaten Flä-
chen ist nur bedingt durch Vorgaben im Be-
bauungsplan regelbar. Im Bebauungsplan sind die 
Flächen für den Durchgang mit einem Geh-, Fahr- 
und Leitungsrecht zu belegen, um den Durchgang 
auf einer Mindestbreite zu sichern. Die konkrete 
Gestaltung bleibt den Eigentümern vorbehalten, die 
als Gewerbetreibende ein grundsätzliches Interesse 
an der attraktiven Gestaltung des Ortskerns haben. 

 
9.6 

 
Der Obstgarten mit Laubhecke östlich des 
Plangebiets ist heute nicht mehr vorhanden. 
Die Gehölze sollten daher im Bebauungsplan 
zum Erhalt festgesetzt werden. 
 
 

 
Das Biotop liegt außerhalb des Geltungsbereichs 
des Bebauungsplans. Regelungen zum Gehölzbe-
stand für diesen Bereich können daher nicht getrof-
fen werden. Der Gehölzbestand im Plangebiet 
selbst wird u.a. aus ökologischen Erwägungen wei-
testgehend zum Erhalt festgesetzt. Eine Abstim-
mung mit dem Umweltamt hierzu hat stattgefunden. 

 
9.7 

 
Darüber hinaus werden einige Anregungen 
zur redaktionellen Anpassung der Begrün-
dung, der Bestandsanalyse sowie des Um-
weltberichts gegeben. 

 
Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen. 
Die Begründung und der Umweltbericht werden in 
der Entwurfserarbeitung erstellt bzw. soweit erfor-
derlich überarbeitet und angepasst. 
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Stadtwerke Bielefeld, Schreiben vom 

 
Die Anregungen werden im Entwurf zum Be-
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14.01.2011 
 
Es wird gebeten auf den privaten Grundstü-
cken im Bereich der vorhandenen Elektrizi-
täts-, Gas- und Wasserversorgungsleitungs-
trassen ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht 
u.a. zu Gunsten der Stadtwerke Bielefeld 
festzusetzen.  
 
Es wird angeregt, den Standort der Netzstati-
on als Fläche für Versorgungsanlagen festzu-
setzen. Ebenso soll die querende Erdgas-
hochdruckleitung in der Salzufler Straße in die 
Planzeichnung aufgenommen werden. 
 
Darüber hinaus soll in der Begründung ein 
Hinweistext auf Baumpflanzungen an Lei-
tungstrassen aufgenommen werden. 

bauungsplan eingearbeitet. Die vorhandenen Ver-
sorgungsanlagen und –leitungen werden im Be-
bauungsplan als Flächen bzw. Leitungen gesichert 
bzw. gekennzeichnet. 
 
Es wird vorgeschlagen, Geh-, Fahr- und Leitungs-
rechte zu Gunsten der Versorgungsträger einzu-
räumen bzw. die Verkehrsflächen in der Plankarte 
insofern zu modifizieren, dass die Zugänglichkeit der 
Leitungen sichergestellt werden kann. 
 
Die Leitungen der Stadtwerke berühren bzw. kreu-
zen teilweise überbaubare Grundstücksflächen. 
Neben den bereits im Vorentwurf  aufgenommenen 
Straßenverkehrsflächen werden auch die 
überbaubaren Flächen überprüft und ggf. in ihrer 
Lage geringfügig modifiziert.  
 
Sofern die Leitungen überbaubare Flächen queren, 
werden sie im Rahmen dieser Teilflächen als Lei-
tungen mit entsprechenden Geh-, Fahr- und Lei-
tungsrechten gekennzeichnet. Für die überbaubaren 
Flächen wird zusätzlich gemäß § 9 (2) Nr. 2 BauGB 
geregelt, dass eine Bebauung erst möglich ist, wenn 
die vorhandenen Leitungen verlegt und in Betrieb 
genommen worden sind (sog. aufschiebend beding-
tes Baurecht). Hierzu wird eine frühzeitige Abstim-
mung mit dem Versorgungsträger empfohlen. 

 
11 

 
IHK Ostwestfalen zu Bielefeld, Schreiben vom 
12.01.2011  
 
Es wird gebeten, die Interessen der Firma 
Gaus bei einer adäquaten Nachnutzung des 
Altstandorts zu berücksichtigen. Da die Ver-
fügbarkeit des östlichen Teils des Flurstücks 
12, Hillegosser Straße 49, für eine zusam-
menhängende Bebauung nicht gegeben ist, 
sollen die private Verkehrsfläche sowie die 
überbaubaren Flächen modifiziert werden und 
teilweise nach Süden verschoben werden. 
Über das städtische Grundstück könne eine 
Wegeverbindung zwischen der neuen Plan-
straße und dem Lindenplatz realisiert werden. 
 
Darüber hinaus wird angeregt, die zulässige 
Zahl der Vollgeschosse auf drei Vollgeschos-
se zu erhöhen. Im Plangebiet und seinem 
näheren Umfeld sind teilweise dreigeschossi-
ge Gebäude zu finden, die eine derartige 
Bauweise rechtfertigen würden. 

 
Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen. 
Es ist ein wesentliches städtebauliches Ziel der 
Stadt Bielefeld, den gewerblich geprägten Altstand-
ort einer angemessenen Nachnutzung zuzuführen 
sowie die Fläche als zentrumsnahen Wohnstandort 
behutsam fortzuentwickeln.  
 
Bislang liegt kein konkretes Rahmenkonzept für eine 
Bebauung des ehemaligen gewerblichen Standorts 
vor. Die Vorgaben zur Verkehrsfläche sowie zu den 
überbaubaren Flächen werden im Rahmen der Ent-
wurfserstellung überarbeitet und an die verfügbaren 
Grundstücksflächen angepasst. Wegen des fehlen-
den Bebauungskonzepts können die Vorgaben des 
Bebauungsplans allerdings nur allgemein gehalten 
werden. Städtebauliches Ziel ist die Ausbildung ei-
nes Wohnhofs um eine Wendeanlage. 
 
Eine Bebauung des Altstandorts der Firma Gaus hat 
hierbei verschiedene Belange als Rahmenbedin-
gungen zu berücksichtigen: 
 
a) Lärmschutz 
Die Fläche ist von verschiedenen Seiten von poten-
ziellen Lärmquellen umgeben.  
 
a.1) 
Zunächst sind die Emissionen des benachbarten 
Leergutlagers des Getränkehandels zu berücksich-
tigen. Parallel im Planverfahren wurde schallgutach-
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terlich geprüft, ob eine Wohnbebauung auf dem 
Standort realisierbar ist bzw. welche Maßnahmen 
zum Schutz vor Immissionen zu treffen sind. Das 
Gutachten, welches bei der Genehmigung des Ge-
tränkehandels an der Salzufler Straße bereits er-
stellt wurde, wurde im Hinblick auf die geänderten 
Anforderungen des Bebauungsplans überprüft und 
ergänzt. 
 
Im Ergebnis werden aufgrund der derzeitigen Nut-
zung der Fläche mit Getränkehandel und Leergutla-
ger Immissionen für eine mögliche Wohnbebauung 
auf der ehemaligen Betriebsfläche der Firma Gaus 
erwartet, die bei 59,2 dB(A) tags für den am stärk-
sten betroffenen Immissionsort liegen. In der Nacht-
zeit (22.00 Uhr – 6.00 Uhr) werden durch den ge-
schlossenen Markt keine Emissionen verursacht.  
 
Die Orientierungswerte der DIN 18005 von 55 dB(A) 
tags bzw. die Richtwerte der TA Lärm von ebenfalls 
55 dB(A) tags für ein Allgemeines Wohngebiet wer-
den voraussichtlich überschritten. Durch Maßnah-
men des aktiven Schallschutzes (Errichtung einer 
Lärmschutzwand mit einer Höhe von 3,5 Meter) ist 
eine Reduzierung des Pegels auf 53,7 dB(A) zu 
erreichen. Um sicherzustellen, dass eine ergänzen-
de Wohnbebauung erst nach Errichtung der Lärm-
schutzwand realisiert wird, wird zusätzlich ein auf-
schiebend bedingtes Baurecht gemäß § 9 (2) Nr. 2 
BauGB festgesetzt. Der Richtwert kann somit durch 
die Errichtung der Lärmschutzwand eingehalten 
werden. Zusätzlich sind Maßnahmen denkbar, wie 
die Nutzung eines leiseren Staplers sowie die Ver-
lagerung des Leergutlagers denkbar, die einer Fest-
setzung im Bebauungsplan allerdings nicht zugäng-
lich sind. 
 
Es wird davon ausgegangen, dass unter Berücksich-
tigung der Maßnahmen zum Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen gesundes Wohnen auf der 
betroffenen Fläche des ehemaligen gewerblichen 
Standorts möglich ist. Bereits ohne Durchführung 
der Schallschutzmaßnahmen werden die Orientie-
rungswerte der DIN 18005 für Mischgebiete (MI) von 
60 dB(A) tags eingehalten. Da auch das Wohnen 
eine im MI allgemein  zulässige Nutzungsart ist, wird 
davon ausgegangen, dass die Anforderungen an  
gesunde Wohnverhältnisse in diesem Bereich ge-
wahrt sind.  
 
a.2) 
Darüber hinaus hat ein zukünftiges Bebauungskon-
zept aufzuzeigen, wie mit der Belastungssituation 
durch Verkehrslärm aufgrund der benachbarten 
Straßen (Hillegosser Straße und Hassebrock) um-
zugehen ist.  
 
b) Übergang zum Lindenplatz 
Des Weiteren grenzt die öffentliche Grün- und 
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Spielplatzfläche des Lindenplatzes an die genannte 
Fläche. Städtebauliches Ziel ist es, einen attraktiven 
Übergang in den Grün- und Freiraumbereich auch 
von der neuen Wohnbaufläche zu schaffen. Es wird 
daher vorgeschlagen, ein Gehrecht mit einer Breite 
von mind. 2,0 m zugunsten der Allgemeinheit in den 
Bebauungsplan aufzunehmen, das im Zuge einer 
konkreten Umsetzung räumlich angepasst und ver-
lagert werden kann.  
 
Sofern ein abgestimmtes städtebauliches und Archi-
tekturkonzept vorliegt, ist eine Überbauung des 
Durchgangs grundsätzlich denkbar, sofern eine lich-
te Höhe von mindestens 2,5 m eingehalten wird. Die 
Durchlässigkeit und fußläufige Erreichbarkeit des 
zentralen Ortskernbereichs sowie der zentralen 
Bushaltestelle am Hassebrock kann auf diese Weise 
sichergestellt werden. 

 
c) Vertikale Gliederung der Gebäude 
In Bezug auf die zulässige maximale Gebäudehöhe 
und Geschossigkeit befinden sich im weiteren Ver-
lauf der Hillegosser Straße tatsächlich großformati-
ge, mehrgeschossige Gebäude. In direkter Nach-
barschaft des ehemaligen gewerblichen Betriebs 
weisen die bestehenden Gebäude jedoch lediglich 
ein bis zwei Geschosse auf. Diese vorhandene 
kleinteilige Struktur soll erhalten und fortentwickelt 
werden. Die gewählten Festsetzungen zur Zahl der 
Vollgeschosse sowie zu First- und Traufhöhe der 
Gebäude lassen die Errichtung sog. 2 ½ - geschos-
siger Gebäude zu, so dass bei entsprechender ar-
chitektonischer Ausführung durchaus eine adäquate 
Nutzung im 2. Obergeschoss möglich ist.  
 
Dem Bebauungsplan liegt das städtebauliche Ziel 
zugrunde, entlang der Hauptverkehrsstraßen i.W. 
eine voll-zweigeschossige Bebauung zu erhalten 
bzw. zu realisieren. Die Gebäude im rückwärtigen 
Bereich sollen sich demgegenüber den Gebäuden 
an der Hillegosser Straße in ihrer Höhenentwicklung 
unterordnen, um die Gebäude in erster Reihe visuell 
nicht zu „erdrücken“. 
 
Der Anregung, die Zahl der zulässigen Vollgeschos-
se auf drei Geschosse zu erhöhen, wird daher nicht 
gefolgt. In Abwägung der privaten und öffentlichen 
Belange gegen- und untereinander wird die Planung 
als angemessen betrachtet.  

 
12 

 
Ev.-Luth. Kirchengemeinde Heepen, Schrei-
ben vom 20.01.2011 
 
Als Eigentümerin der Fläche des Flurstücks 
959 wird gebeten, dieses in den Geltungsbe-
reich des Bebauungsplans einzubeziehen. 
Das dort befindliche Pfarrhaus wird heute 
über das Grundstück Hillegosser Straße Nr. 8 
erschlossen. Ein Einbezug in den Geltungs-

 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  
 
Die betroffene Fläche ist Teil zusammenhängender 
Wohnbauflächen westlich angrenzend an das Plan-
gebiet des Ortskerns. Die Flächen werden von dem 
bestandskräftigen Bebauungsplan Nr. III/ He 1.2 
erfasst, der das Grundstück als Reines Wohngebiet 
gemäß § 3 BauNVO überplant.  
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bereich des Bebauungsplans würde die Nutz-
barkeit der zwei benachbarten Flurstücke 959 
und 961 erhöhen.   

Ziel vorliegender Bauleitplanung ist die städtebauli-
che Neuordnung und Weiterentwicklung des Orts-
kerns Heepen. Die angrenzenden Wohnbauflächen 
werden von der Bauleitplanung daher bewusst nicht 
erfasst.  
 
Konkrete Änderungs- bzw. Umnutzungsvorschläge 
für die betroffenen Flächen liegen derzeit nicht vor. 
Sofern und sobald diese bestehen, kann ggf. in ei-
nem späteren Änderungsverfahren die Fläche über-
plant werden. Eine derartige Überplanung wird auch 
im Sinne einer Verhältnismäßigkeit gegenüber den 
nördlich bzw. südlich angrenzenden Nachbarn zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt nicht für notwendig gehal-
ten. 
 
Der Anregung wird daher nicht gefolgt. In Abwägung 
der öffentlichen und privaten Belange gegen- und 
untereinander wird die Vorgehensweise als vertret-
bar eingestuft.  
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Anlage zu A.1: 

 
 
Vermerk 
 
über den Unterrichtungs- und Erörterungstermin im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbetei-
ligung zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. III/H20 „Ortskern Heepen - Erweiterung“ und 214. 
FNP-Änderung „Zentrum Heepen“  
in der Aula der Hauptschule Heepen, Beckerstr. 9/11,  
am 15.12.2010 
 
Beginn:   18.00 Uhr 
Ende:    19.14 Uhr 
 
 
Teilnehmer: 
 
Herr Sternbacher, Bezirksvorsteher 
Herr Tischmann, Büro Tischmann & Schrooten 
Herr Daube, 162 
Frau Kavuk, 600 
Herr Pfeiffer, 600 
ca. 26 interessierte Bürgerinnen und Bürger 
 
 
 
Herr Sternbacher eröffnet den Unterrichtungs- und Erörterungstermin. 
 
Herr Tischmann vom Büro Tischmann und Schrooten stellt sich vor und erläutert, dass heute die 
Planung für den Ortskern Heepen mit einer Größe von ca. 10 bis 11 ha vorgestellt wird. Mittels 
Beamers zeigt er das Plangebiet auf einem Luftbild. Er berichtet über den Ablauf des Planverfah-
rens und erklärt, dass der rechtskräftige Bebauungsplan eine andere städtebauliche Philosophie 
hat. Er beschreibt den grds. Ablauf eines Bebauungsplanverfahrens mittels eines Diagramms. 
Herr Tischmann bittet ausdrücklich um eine Beteiligung an diesem Verfahren und verweist auch 
auf die Internetdarstellung. 
 
Herr Tischmann erläutert den Bestand im Plangebiet und weist auf die bestehenden Qualitäten 
und Problembereiche hin. Hierzu zeigt er Bestandsfotos insbesondere der Straßen  
Salzufler Straße, Hillegosser Straße und Hassebrock. Er beschreibt die Festsetzungen des 
rechtskräftigen Bebauungsplanes mit Kern- sowie Wohngebieten. Das vom Rat der Stadt be-
schlossene Einzelhandels- und Zentrenkonzepts steht hierzu teilweise im Widerspruch. Der neu 
aufzustellende Bebauungsplan ist auch im Hinblick auf die Nutzungen sowie die Geschossigkeiten 
anzupassen. Herr Tischmann beschreibt die vorgesehene Änderung des Flächennutzungsplanes 
anhand der projizierten Plandarstellungen. 
 
Herr Tischmann legt dar, dass der Bebauungsplan gegenüber der Fläche der Flächennutzungs-
planänderung zurück bleibt. 
Er nennt die Ziele der Neuaufstellung (insbesondere Aufgabe des großmaßstäblichen Plankon-
zeptes, bestandsorientierte Weiterentwicklung des Ortskerns, behutsame Nachverdichtung, Wei-
terentwicklung um den Bereich des Amtshauses herum, Nutzungsmischung im Kernbereich, funk-
tionale Stärkung des Ortskerns und Umsetzung des Einzelhandels und Zentrenkonzepts). Herr 
Tischmann zeigt den Nutzungsplanvorentwurf; hierbei weist er u.a. auf die Grünflächen sowie die 
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Lage der Kern- und Wohngebiete hin. Weiterhin führt er aus, dass für den Bereich Heepen eine 
Rahmenplanung erarbeitet wurde. Gemäß den politischen Beschlüssen soll der Bereich der 
Jahnwiese nicht in den Bebauungsplan einbezogen werden. Herr Tischmann beschreibt die ver-
schiedenen Begriffe zur Art und Maß der baulichen Nutzung sowie überbaubare und nicht 
überbaubare Bereiche. Abschließend bittet er um eine rege Beteiligung an der Planung und weist 
auf die Möglichkeit hin, die Planzeichnung detailliert im Internet bzw. im Bauamt einzusehen zu 
können.  
 
 
 
Zu der Planung werden die nachstehenden Fragen und Anregungen vorgebracht.  
 
 
- Bezüglich der Jahnwiese, die aus dem Bebauungsplan herausgenommen wurde, erläutert 

Herr Tischmann, dass hier keine Baurechte festgesetzt werden. Die Fläche ist weiterhin nur 
als Grünfläche zu nutzen. Im Flächennutzungsplan ist diese Fläche derzeit für Schulerweite-
rungszwecke vorgesehen; die Änderung erfolgt, weil kein Bedarf mehr für diese Nutzung be-
steht. Es soll gemischte Baufläche und Grünfläche dargestellt werden. 
 

- Es wird danach gefragt, ob im zentralen Kerngebiet Wohnnutzungen im Erdgeschoß ausge-
schlossen werden sollen. 
Herr Tischmann antwortet, dass dieses im alten Bebauungsplan so geregelt ist. Noch sind 
keine textlichen Festsetzungen für den neuen Plan erarbeitet worden. Ob im Einzelfall Wohn-
nutzungen zugelassen werden sollen, ist noch nicht entschieden worden. Hierzu wird von ei-
nem Bürger angemerkt, dass sich Leerstände im Kerngebiet abzeichnen. Eine Geschäftsnut-
zung bleibt leider teilweise nur Wunschdenken. Daher solle individuell die Nutzungsmöglich-
keit betrachtet werden.  

 
- Es wird nach dem zeitlichen Horizont für eine Bebauung der Freiflächen am Hassebrock ge-

fragt.  
Herr Tischmann legt dar, dass dieses zum einen von der Änderung des bereits vor einem Jahr 
in der Politik beratenen Plankonzeptes abhängt sowie dem Interesse des Investors mit dem 
Bau zu beginnen, daher sei eine Beantwortung nicht vollständig möglich. 

 
- Es wird nach den Möglichkeiten für einen Investor gefragt, vor Rechtskraft des Bebauungspla-

nes zu bauen. Weiterhin wird danach gefragt, ob eine Veränderungssperre für das gesamte 
Plangebiet erlassen wurde und somit ein Stillstand der Bebauung eingetreten sei. 
Frau Kavuk legt dar, dass auch vor einem Satzungsbeschluss ggf. gebaut werden kann. Hier 
zu ist jeweils eine Einzelfallentscheidung zu treffen. 

 
- Es wird gefordert, auf die Wegeverbindung zwischen den Straßen Salzufler Straße und 

Hillegosser Straße zu verzichten. Der Weg führt dazu, dass das Grundstück vollständig von 
Straßen und Wegen umschlossen wird. Auf dem Grundstück steht eine 100jährige Buche, die 
nicht beeinträchtigt werden soll. Ein Garagenbau bei gleichzeitiger Anlage der Wegeverbin-
dung wäre nur möglich, wenn der Baum entfernt würde, das wird vom Grundstückseigentümer 
abgelehnt. Der Eigentümer erklärt, dass er auch langfristig (auch für seine Kinder gesprochen) 
nicht bereit ist, die notwendigen Flächen an die Stadt zu veräußern. 
Frau Kavuk erläutert, dass die Wegeverbindungen aus städtebaulichen Gründen erforderlich 
sind. Eine Realisierung wird nur mit dem Einverständnis der jeweiligen Eigentümer möglich 
sein. Eine langfristige Planung muss auch hier Wegeverbindungen vorsehen. Von einem Bür-
ger wird angemerkt, dass es genügt, vor den Gebäuden einen Fußweg zu benutzen. Hinten im 
Garten möchten die Bewohner keiner weiteren Belastung durch einen Weg ausgesetzt wer-
den. Außerdem sei es hier doch Ziel die Fußgänger vor die jeweiligen Schaufenster der Ein-
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zelhandelsgeschäfte zu bringen und nicht hinter den Gebäuden entlang zu führen. Herr Tisch-
mann führt aus, dass bereits der alte Bebauungsplan eine Wegeverbindung vorsieht. Der neue 
Plan enthält zwei Vorschläge für eine Verbindung zwischen Salzufler Straße und Hillegosser 
Straße. Die beiden Vorschläge könnten dazu führen, dass zumindest ein Weg in Zukunft an-
gelegt wird. Ein Eigentumserwerb ist Voraussetzung für eine Realisierung. Die Anregungen 
auf diese Wegeverbindung zu verzichten sind im weiteren Bebauungsplanverfahren zu prüfen. 
Es wird von einem Bürger angeregt, auf die Querverbindung der beiden fußläufigen Verbin-
dungen zwischen Salzufler Straße und Hillegosser Straße zu verzichten.  

 
- Es wird vorgeschlagen, Ladengeschäfte auch als Wohnungen zu nutzen, weil keine Einzel-

händler zu finden seien, die dort Ladengeschäfte eröffnen wollen. 
Frau Kavuk sichert eine Berücksichtigung der Bedenken im weiteren Verfahren zu. Herr Tisch-
mann legt dar, dass bezüglich der Einzelhandelssituation kein Dissens zwischen den Betroffe-
nen und der Stadtverwaltung steht. Die schwierige Situation sei bekannt, die Planung soll dazu 
dienen, dass das was möglich ist im Zentrum konzentriert wird. Ziel der Planung ist es, den In-
nenbereich aufzuwerten, entsprechende Straßenbaumaßnahmen wurden bereits durchge-
führt.  
 

- Auf die Frage, ob der Grünbereich Lindenplatz dauerhaft erhalten bleibt, erklärt  
Frau Kavuk, dass dieses bis auf den Parkplatz an der Salzufler Straße der Fall sei. Sie zeigt 
am Vorentwurf des Nutzungsplanes die vorgesehene Größe des Grünzuges. 
 

- Es wird danach gefragt, warum die Jahnwiese, die im städtischen Eigentum steht, bebaut 
werden soll. 
Herr Sternbacher macht deutlich, dass die Jahnwiese nur im Bereich der Flächennutzungs-
planänderung und nicht im Bebauungsplan enthalten ist. Die Entwicklung dieser einzigen zent-
ralen Fläche, die noch eine Bebauung zulässt, soll nicht dauerhaft verhindert werden. Einwoh-
ner bieten als Nachfrager auch einen Chance für den Ortskern.  
 

- Auf Nachfrage erklärt Frau Kavuk, dass auf dem Fuß- und Radweg zwischen Salzufler und 
Hillegosser Straße keine Garage genehmigt würde. Der betroffene Bürger sieht sich hierdurch 
benachteiligt. Frau Kavuk weist daraufhin, dass im Rahmen der Bauleitplanung auch die Inte-
ressen der Allgemeinheit zu berücksichtigen sind. Herr Sternbacher macht deutlich, dass der 
Plan für die Allgemeinheit aufgestellt wird und vor einem Grundstücksverkauf keine Realisie-
rung des Weges erfolgen wird. Es ist bekannt, dass Wegeverbindungen problematisch sind. 
Grundsätzlich ist zunächst die Frage zu klären, ob eine Wegeverbindung errichtet werden soll 
und falls ja wo diese verortet wird.  
 

- Von einem Bürger wird geschildert, dass seitens eines Investors mit der Anlage von Parkplät-
zen an seiner Grundstücksgrenze im Bereich Hassebrock- Salzufler Straße gedroht wurde.  
Frau Kavuk legt dar, dass an dieser Stelle keine öffentlichen Stellplätze vorgesehen sind, pri-
vate seien jedoch zulässig. Die Stellplatzproblematik ist hier zu prüfen.  

 
Herr Sternbacher trägt vor, das bis zum Ablauf der nächsten Woche Stellungnahmen im Bauamt 
und Bezirksamt abgegeben werden können. Weiterhin bietet er an, mit den Mitgliedern der Be-
zirksvertretung über den Planung zu sprechen. Frau Kavuk weist auf die Möglichkeit eines Ge-
sprächs im Bauamt hin. Herr Sternbacher schließt, nach dem keine weiteren Fragen und Anre-
gungen vorgetragen werden, die Veranstaltung. 
 
 


